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Allgemein 

1.1 Lage des Plangebietes 

Das Plangebiet des vorliegenden Bebauungsplans „Unter dem Rheinweg, 2. Änderung“ befindet sich in 

der Ortsgemeinde Bogel, die der Verbandsgemeinde Nastätten in dem rheinland-pfälzischen Landkreis 

Rhein-Lahn-Kreis angehörig ist.  

Der Geltungsbereich erstreckt sich über etwa 0,3 ha und liegt innerhalb der bebauten Ortslage von Bogel. 

Dabei stellt dieser sich als unbebaute Grünfläche dar, die hauptsächlich aus Dauerkleingärten und einem 

Spielplatz besteht. 

Der Geltungsbereich wird wie folgt begrenzt:   

▪ Im Norden durch die Gartenstraße, gefolgt von Wohnbebauung, 

▪ Im Osten durch die Hauptstraße, gefolgt von Wohnbebauung, 

▪ Im Süden und Westen durch Dauerkleingärten. 

 

Der Geltungsbereich umfasst dabei die Flurstücknummern 36, 93, 95/1 (Verkehrsfläche), 37, 171/1, 172/2 

der Flur 27. Die Flächen sind im Eigentum der Ortsgemeinde Bogel. 

 
Abbildung 1: Lage des Plangebietes im Ortsgefüge1 

 
1 Geoportal Baden-Württemberg, https://www.geoportal-bw.de/#/(sidenav:search-candidates/), Stand 02.01.2023 
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Abbildung 2: Lage des Plangebiets innerhalb der Ortsstruktur2 

 

Die genauen Grenzen des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans ergeben sich aus der zuge-

hörigen Planzeichnung im Maßstab 1:500. 

  

 
2 Geoportal Baden-Württemberg, https://www.geoportal-bw.de/#/(sidenav:search-candidates/), Stand 02.01.2023 
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1.2 Erfordernis und Zielsetzung der Planung 

Die Ortsgemeinde möchte eine Fläche für die temporäre Errichtung einer Kindertagesstätte ausweisen. 

Entsprechend des Grundsatzbeschlusses des Kindergartenzweckverbands soll eine Kindertagesstätte in 

Container-Bauweise innerhalb der Ortsgemeinde Bogel errichtet werden. Aufgrund der aktuell besonders 

hohen Nachfrage an Kita-Plätzen innerhalb der Ortsgemeinde, hat diese sich dazu entschlossen, kurzfristig 

darauf zu reagieren und eine Kindertagesstätte in Containerbauweise zu errichten. Hintergrund ist, dass 

nach § 24 Abs. 2 SGB VIII Kinder im Alter von 1 bis 3 Jahren einen Anspruch auf Betreuung in einer Kita 

oder einer Kindertagespflege haben. Da die Planungen einer modernen Kindertagesstätte andauern und 

derzeit noch keine Fertigstellung dieser in Aussicht steht, wird durch die Ortsgemeinde schnellst möglich 

in Form einer provisorischen Kindertagesstätte in Container-Bauweise gehandelt.  

Durch die Aufstellung des Bebauungsplans „Unter dem Rheinweg, 2. Änderung“ soll der hohen, lokalen 

Nachfrage nach Kita-Plätzen kurzfristig Rechnung getragen werden und somit die Zeit überbrückt werden, 

bis eine moderne, dauerhafte Kita in Bogel entsteht. Entsprechend der provisorischen Art der Kinderta-

gesstätte, soll in dem Bebauungsplan zusätzlich eine Rückbauklausel integriert werden.  

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans „Unter dem Rheinweg, 2. Änderung“ sollen in der Ortsgemeinde 

Bogel die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine provisorischen Neuerrichtung in Form einer Ge-

meinbedarfsfläche geschaffen werden.  
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2 Rahmenbedingungen 

2.1 Rechtliche Rahmenbedingungen 

2.1.1 Anpassung an die Ziele der Raumordnung 

Nach § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne, somit der Flächennutzungsplan und der Bebauungsplan, an 

die Ziele der Raumordnung anzupassen. Ziele der Raumordnung sind gemäß § 3 Nr. 2 ROG verbindliche 

Vorgaben in Form von textlichen oder zeichnerischen Festlegungen in Raumordnungsplänen zur Entwick-

lung, Ordnung und Sicherung des Raums. 

Allgemein sind die Darstellungen im Regionalen Raumordnungsplänen, aus Gründen der kommunalen 

Selbstverwaltung nach Art. 28 GG, als nicht parzellenscharf oder grundstücksbezogen anzusehen. Daher 

können sich Abweichungen ergeben und die Umsetzung der zeichnerischen Darstellungen ist daher auf-

grund der örtlichen Gegebenheiten sowie aufgrund von Wechselwirkungen zu anderen im Umfeld vor-

handenen Funktionen und Belangen zu entscheiden. 

Das Plangebiet „Unter dem Rheinweg, 2. Änderung“ liegt im Bereich des regionalen Raumordnungsplan 

Mittelrhein-Westerwald. Der Bereich ist als Siedlungsfläche Wohnen ausgewiesen. Dem hier vorliegenden 

Bebauungsplan stehen somit keine Ziele der Raumordnung entgegen. 

 
Abbildung 3: Ausschnitt der Ortsgemeinde Bogel aus dem regionalen Raumordnungsplan Mittelrhein-Westerwald 
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2.1.2 Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan 

Nach § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB ist der Bebauungsplan aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln. 

In dem Flächennutzungsplan (FNP) der Verbandsgemeinde Nastätten ist die Fläche als Grünfläche mit 

Zweckbestimmung „Spielplatz“ und „privat genutztes Gartenland“ ausgewiesen. Der Flächennutzungs-

plan ist entsprechend der Regelung des § 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung an den Be-

bauungsplan anzupassen.   

 

 
Abbildung 4: Auszug aus dem Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Nastätten mit Verortung des Gel-

tungsbereichs (gelb umrandet)3  

 

2.1.3 Rechtskräftige Bebauungspläne  

 

Derzeit existiert der rechtskräftige Bebauungsplan "Unter dem Rheinweg, 1. Änderung" aus dem Jahr 

1995 für diesen Bereich, welcher den Ursprungsbebauungsplan „Unter dem Rheinweg“ modifiziert. Dieser 

Bebauungsplan erstreckt sich über die Grenzen des Geltungsbereichs des vorliegenden Bebauungsplans 

und enthält Regelungen zur umliegenden Bebauung, wie beispielsweise Art und Umfang der Bebauung 

sowie Dachformen. Diese Regelungen werden nicht durch die Überplanung des vorliegenden 

 
3 https://buergerinfo2 speyer.de/ vo0050.php?__kvonr=2201; Stand: 31.07.2017 
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Bebauungsplans geändert. Im vorliegenden Planbereich sieht der Bebauungsplan einen Dauerkleingarten 

und einen Kinderspielplatz vor, die entsprechend den Festsetzungen im Bestand vorhanden sind.  

 

 
Abbildung 5: Bebauungsplan "Unter dem Rheinweg“ (Geltungsbereich „Unter dem Rheinweg, 2.Änderung“ rot 
umrandet) 
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Abbildung 6: Bebauungsplan "Unter dem Rheinweg, 1. Änderung" “ (Geltungsbereich „Unter dem Rheinweg, 
2.Änderung“ rot umrandet) 

Der derzeitige Bebauungsplan „Unter dem Rheinweg, 1. Änderung“ soll demnach teilweise überplant wer-

den. Teile der Dauerkleingärten werden im neuen Bebauungsplan „Unter dem Rheinweg, 2. Änderung“ 

als Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung „Kindertagesstätte“ nach § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB fest-

gesetzt. Die Öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Kinderspielplatz“ wird im Bebauungsplan 

„Unter dem Rheinweg, 2. Änderung“ aufgegriffen und entsprechend zur Erhaltung festgesetzt. Durch die 

Überplanung der Teilfläche des Geltungsbereichs wird neues Baurecht für diesen Bereich geschaffen.  

2.2 Verfahren 

Eine Freifläche in der Ortslage darf, wenn sie zum Siedlungsbereich zählt, in einen Bebauungsplan der 

Innenentwicklung (§ 13a BauGB) einbezogen werden. Der räumliche Anwendungsbereich des Bebauungs-

plans der Innenentwicklung ist innerhalb der Ortslage für Freiflächen nur dann eröffnet, wenn sie Teil des 

Siedlungsbereichs sind. Diese Zuordnung richtet sich nicht nach der auf die Zulassung einzelner Vorhaben 

bezogenen Abgrenzung von Innen- und Außenbereich. Vielmehr ist eine wertende Betrachtung nach der 

Verkehrsauffassung unter Beachtung siedlungsstruktureller Gegebenheiten geboten. Hierfür können un-

ter anderem die absolute und relative Größe der Fläche, ihre bisherige – auch nachwirkende – Nutzung, 

die Lage im Plangebiet und der Funktionszusammenhang mit der angrenzenden Bebauung von Bedeutung 

sein. Im Übrigen zielt die Innenentwicklung nach § 13a BauGB nicht allein auf die Schaffung von zusätzli-

chem Baurecht ab. Sie darf auch eine qualitative Entwicklung durch die Festsetzung von Grünflächen, 

etwa aus stadtklimatischen Gründen, fördern.4 Aufgrund der geringen Gebietsgröße und der dem Sied-

lungsbereich zugeordneten Nutzung als Spielplatz ist der Eindruck einer Zugehörigkeit gegeben. Auch mit 

 
4 BVerwG 4 CN 5.21 - Urteil vom 25. April 2023 

 

https://www.bverwg.de/250423U4CN5.21.0
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der angedachten Nutzung als Kindertagesstätte ist von einer zwanglosen Forstsetzung sowie von einem 

funktionalen Zusammenhang auszugehen. Gemäß den obenstehenden Ausführungen ist das Plangebiet 

entsprechend dem Siedlungsbereich der Ortsgemeinde Bogel zuzuordnen.  

Gemäß den Bestimmungen des § 13a BauGB kann ein Bebauungsplan für die Wiedernutzbarmachung von 

Flächen, die Nachverdichtung oder andere Maßnahmen der Innenentwicklung im beschleunigten Verfah-

ren aufgestellt werden (Bebauungsplan der Innenentwicklung). Der Bebauungsplan darf im beschleunig-

ten Verfahren ohne eine Vorprüfung des Einzelfalls im Sinne des UVPG nur aufgestellt werden, wenn in 

ihm eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO von insgesamt weniger als 20.000 m² 

festgesetzt wird. Die Anwendungsvoraussetzungen für die Aufstellung eines Bebauungsplanes der Innen-

wicklung gem. § 13a BauGB liegen im vorliegenden Planungsfall vor: 

Die Überplanung der derzeitigen Dauerkleingärten ist als klassische Maßnahme zur „Nachverdichtung“ im 

Sinne des § 13a Abs. 1 BauGB einzustufen. Die größenabhängigen Anforderungen des § 13a BauGB wer-

den ebenso erfüllt, da der gesamte Bebauungsplan unterhalb der Anwendungsobergrenze von 20.000 m² 

Grundfläche liegt. 

Gemäß § 13a Abs. 1 S. 4-5 BauGB kann ein beschleunigtes Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes 

nur angewendet werden, wenn keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der Schutzgüter im Sinne 

des § 1 Abs. 6 Nr. 7 b) BauGB oder dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder 

Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzge-

setzes zu beachten sind. Darüber hinaus ist die Durchführung des beschleunigten Verfahrens ausgeschlos-

sen, wenn durch den Bebauungsplan die Zulässigkeit von Vorhaben begründet wird, die einer Pflicht zur 

Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeits-

prüfung oder nach Landesrecht unterliegen. Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von FFH-Gebieten 

oder europäischen Vogelschutzgebieten liegen nicht vor. Im Umfeld des Plangebiets finden sich weiterhin 

keine Anlagen, die schwere Unfälle im Sinne des Artikels 3 Nummer 13 der Richtlinie 2012/18/EU verur-

sachen können. Da es sich bei dem Vorhaben lediglich um die Wiedernutzbarmachung von Flächen durch 

Gemeinbedarfsflächen mit der Zweckbestimmung „Kindertagesstätte“ handelt, wird mit dem Bebauungs-

plan auch nicht die Zulässigkeit von Vorhaben begründet, die einer Pflicht zur Durchführung einer Um-

weltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach 

Landesrecht unterliegen. Von der Durchführung einer Umweltprüfung im Sinne des § 2 Abs. 4 BauGB und 

der Erstellung eines Umweltberichtes nach § 2a BauGB wird daher abgesehen. 

Nach § 13a Abs. 2 BauGB gelten im beschleunigten Verfahren die Vorschriften des vereinfachten Verfah-

rens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB. 
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2.3 Bestandsbeschreibung 

2.3.1 Nutzungen im Plangebiet und Umgebung 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Unter dem Rheinweg, 2. Änderung“ stellt sich als unbebaute 

Grünfläche dar, die als Dauerkleingärten und Kinderspielplatz genutzt wird. Durch das Plangebiet verlau-

fen zwei Wiesenwege, welche der Erreichbarkeit der Kleingärten dienen. Die von der Planung unberühr-

ten Kleingärten bleiben weiterhin erreichbar. Die unmittelbare Umgebung ist durch eine typische dörfli-

che Wohnbebauung geprägt.  

 

 

Abbildung 7: Nutzungen im Plangebiet und weiterem Umfeld 

   
Abbildung 8: Bestandsfotos 
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2.3.2 Topographie 

Das Plangebiet stellt sich als ein nach Süden geneigtes Gelände dar, welches Hangneigungen von 5 – 10 % 

aufweist. Das Plangebiet befindet sich zwischen 340 und 350 m ü. NN.5  

 

2.3.3 Starkregenereignisse 

Hinweis  

Die vorliegende allgemeine Risikoabschätzung basiert auf einer GIS-gestützten Untersuchung des Digita-

len Geländemodells und beruht somit allein auf der Betrachtung der Geländemorphologie. Weitere rele-

vante Einflussfaktoren (u.a. Größe des Einzugsbereiches, Bodenart, Vegetation, Versiegelungsgrad, Lage 

und Kapazität der Retentionsflächen, Kanalisation, Erschließungsgerüst, etc.) können nur im Zuge einer 

Detailuntersuchung erfolgen. 

Gefährdungsanalyse für Sturzfluten nach Starkregen6:  

Die zu überplanende Fläche befindet sich innerhalb der Ortslage und weist keine Abflussakkumulationen 

innerhalb des Gebietes auf. Potentielle Überflutungsbereiche befinden sich in ca. 220 m in südöstlicher 

Richtung entlang des Hasenbachs.  

 
Abbildung 9: Starkregenkarte (Plangebiet rot umrandet) 

 
 
 
 

 
5 Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie und Mobilität: https://geoportal-wasser.rlp-umwelt.de/servlet/is/10081/,   Stand  

6  
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Sturzflutenkarten7:  
 
Die Sturzflutgefahrenkarten zeigen die Wassertiefen, die Fließgeschwindigkeiten und die Fließrichtun-
gen von oberflächlich abfließendem Wasser infolge von Starkregenereignissen. Dafür werden drei Sze-
narien mit unterschiedlicher Niederschlagshöhe und -dauer betrachtet:  
• ein außergewöhnliches Starkregenereignis (SRI 7) mit einer Regenmenge von ca. 40 - 47 mm in 
einer Stunde.  

• ein extremes Starkregenereignis (SRI 10) mit einer Regenmenge von ca. 80 - 94 mm in einer 
Stunde.  

• ein extremes Starkregenereignis (SRI 10) mit einer Regenmenge von ca. 124 - 136 mm in vier 
Stunden.  
 
Für den Planbereich werden für außergewöhnliche Starkregenereignisse (1h) Wassertiefen von 5 bis 30 
cm im Bereich des Spielplatzes aufgezeigt. Die Fließgeschwindigkeit liegt bei einem solchen Ereignis bei 
voraussichtlich 0,2 bis 1m/s. Bei extremen Starkregen (1 und 4 Stunden) steigt in vereinzelten Bereichen 
auf bis zu 50 cm. Die Fließgeschwindigkeiten können gemäß der Kartierung vereinzelt auf bis zu 2 m/s 
ansteigen. Im Bereich der Baufenster liegen jedoch deutlich geringere Werte bzw. sind ohne Kartierung.  
 
  
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2.3.4 Altablagerungen 

Zum derzeitigen Kenntnisstand sind keine Altablagerungen im Plangebiet zu finden. 

2.3.5 Archäologische Fundstellen 

Gemäß den Aussagen der Direktion Landesarchäologie bestehen innerhalb des Plangebiets keine konkre-
ten Hinweise auf archäologische Fundstellen. Jedoch wird der Planbereich aus topographischen Aspekten 
als archäologische Verdachtsfläche eingestuft. Demnach können bei Bodeneingriffen bisher unbekannte 
archäologische Denkmale zu Tage treten, die vor ihrer Zerstörung durch die Baumaßnahme fachgerecht 
untersucht werden müssen. 

2.3.6 Ver- und Entsorgungsleitungen 

Innerhalb des Plangebiets verlaufen unterirdische Leitungen, die weiterhin für die Energieversorgung be-
nötigt werden. In den Wegeparzellen Flur 27 Flurstück 93 und Flurstück 171/1 verläuft nach Angaben des 

 
7  

Abbildung 10: Sturzflutenkarten: Fließgeschwindigkeit und Wassertiefe bei außergewöhnlichem Stark-
regen 



Bebauungsplan „Unter dem Rheinweg, 2. Änderung“, Ortsgemeinde Bogel“ 
Begründung                    Seite 15 

 

WSW & Partner GmbH, Hertelsbrunnenring 20, 67657 Kaiserslautern  -  Tel. 0631/34230 / Fax 0631/3423-200 

 

Versorgers ein Versorgungskabel mit einer Betriebsspannung von 400 Volt sowie ein Straßenbeleuch-
tungskabel. 
 

3 Städtebauliches Konzept 

 

 
Abbildung 11: Entwurf Bebauungsplan „Unter dem Rheinweg, 2 Änderung“ (Stand 06/24) 

 

Bisher besteht der rechtskräftige Bebauungsplan „Unter dem Rheinweg, 1. Änderung“, wonach der Gel-

tungsbereich sich bauplanungsrechtlich nach dessen Festsetzungen richtet (vgl. Kap. 2.1.3) 

Entsprechend des Konzepts, welches die Zielsetzung einer temporären Errichtung einer provisorischen 

Kindertagesstätte in Form einer Containerbauweise verfolgt, wurde der Bebauungsplanentwurf erstellt.  

Der vorliegende Entwurf des Bebauungsplans verfolgt das Ziel, Baurecht für einen Container zu schaffen, 

in welchem übergangsweise eine Kindertagesstätte angesiedelt werden soll, deren Nutzung zeitlich be-

fristet ist. Dabei soll der Container nur so lange genutzt werden, bis an anderer Stelle eine modernere 

Kindertagesstätte geplant und errichtet werden.  
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Abbildung 12: Grundriss des Containers sowie Lageplan für die Kindertagesstätte (05/24) 

Der Container hat ungefähr die Abmessungen von 15 m auf 15 m, was eine Grundfläche von ca. 225 m² 

ergibt. Um der hohen Nachfrage nach Kita-Plätzen gerecht zu werden, sollen zwei Gruppenräume mit 

jeweils 42,4 m² errichtet werden. Darüber hinaus werden Räume für die Kita-Leitung, Toiletten, Sanitär-

räume und Nebenräume, die für den Betrieb einer Kita erforderlich sind, zur Verfügung gestellt. 

Die geplante Kita wird über die südöstlich gelegene Hauptstraße erschlossen. Um potenziellen Konflikten 

durch fehlende Sichtbeziehungen (Einschränkung erforderlicher Sichtweiten durch geplante Bebauung), 

Fußgänger- PKW- Begegnungen oder Ein- und ausparkenden Besuchern (Rückstau, ausparken auf B 274) 

zu vermeiden, soll die Erschließung nach derzeitigem Kenntnisstand durch einen Rundverkehr von der B 

274 zum Kita-Gelände und von dort auf die angrenzende Gemeindestraße "Gartenstraße" im Sinne einer 
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Einbahnregelung erfolgen. Der Rundweg soll dabei im vor dem Hintergrund der temporären Nutzung und 

im Sinne des Bodenschutzes als Schotterweg ausgebildet werden. Der Anschluss an die Gartenstraße er-

folgt dabei über einen bereits im Bestand vorhandenen öffentlichen Grasweg. Dieser kann zudem auch 

als fußläufige Anbindung für die künftigen Kindergartenkinder aus dem nördlichen Siedlungsbereich die-

nen. Die genaue Ausgestaltung der Stellplätze sowie der Erschließung hat dabei entsprechend auf den 

nachgelagerten Ebenen zu erfolgen. Aufgrund der angedachten, temporären Nutzung sowie der Gering-

fügigkeit ist von keinen erheblichen Beeinträchtigungen durch das Vorhaben auzugehen. Es wird darauf 

hingewiesen, dass nach gängiger Rechtsprechung die Nachbarn auch in Wohngebieten regelmäßig nicht 

nur Geräuscheinwirkungen von Kindertagesstätten, sondern auch den mit solchen Einrichtungen verbun-

denen Verkehr hinzunehmen haben. 

 

Abbildung 13: schematisches Erschließungskonzept (06/24) 

Um dies auch planungsrechtlich abzusichern, werden die Bereiche entlang der Hauptstraße und der Gar-

tenstraße mit Ausnahme als Ein- und Ausfahrtsbereiche ausgewiesen. Entlang des festgelegten Zufahrts-

bereichs wird eine Fläche für Stellplätze festgesetzt, um eine geordnete Parkplatzsituation auf dem 

Grundstück zu gewährleisten. 

Die vorhandenen Grünstrukturen sind in dem Konzept berücksichtigt, sodass die Kindertagesstätte den 

bereits bestehenden Kinderspielplatz als Spielbereich während der Betriebszeiten nutzen kann. Dabei soll 

dieser dauerhaft erhalten werden und die gewachsenen Strukturen (Bestandsbäume, Hecken, etc.) als 

Außenbereich der Kindertagesstätte dienen. Vor allem die bestehenden Bäume dienen im Kontext der 

spielenden Kinder als Schattenspender im Sommer. Nach Nutzungsaufgabe des provisorischen Kindergar-

tens soll der Kinderspielplatz weiterhin erhalten bleiben.  

Die Errichtung der provisorischen Kindertagesstätte in Containerbauweise hat das Ziel, eine zusätzliche 

dauerhafte Versiegelung von innerstädtischen Grünflächen zu vermeiden. Folglich ist geplant, sie nach 

Beendigung ihrer Nutzung abzubauen und die Fläche wieder der ursprünglichen Nutzung als Dauerklein-

gärten zuzuführen. Um die ursprünglichen Strukturen des Gebiets zu erhalten, soll die provisorische Kin-

dertagesstätte in die lokalen Grünanlagen integriert werden. Die zu schaffenden Stellplätze sollen daher 

so gestaltet werden, dass sie wasserdurchlässig sind und nach der Nutzung schnell wieder ihrer 
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ursprünglichen Bestimmung zugeführt werden können. Dementsprechend sollen die nicht überbaubaren 

Grundstücksflächen gärtnerisch gestaltet werden, um eine schnelle Wiedereingliederung der Flächen in 

die Dauerkleingartenanlage zu gewährleisten. 

Die Ver- und Entsorgung wird durch den Anschluss an die vorhandenen Ortsnetze gesichert.  
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4 Erforderlichkeit der Planinhalte 

4.1 Art der baulichen Nutzung 

Die Baufläche innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans „Unter dem Rheinweg, 2.Änderung“ 

wird als Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung „Kindertagesstätte“ gem. § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB 

festgesetzt. Die Festsetzung zielt gemäß der Zielsetzung darauf ab, eine provisorische Kindertagesstätte 

innerhalb der Ortsgemeinde in Form einer Containerbauweise zu errichten. Dabei sind bauliche Anlagen, 

Einrichtungen und Nutzungen, die im Zusammenhang mit der Errichtung und dem Betrieb einer Kinder-

tagesstätte bzw. eines Kindergartens stehen, sowie Stellplätze und Nebenanlagen zulässig. Somit sollen 

die planungsrechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden, eine provisorische Kindertagesstätte be-

reitzustellen, um die Dauer bis zu der Errichtung einer modernen, dauerhaften Kindertagesstätte zu über-

brücken und die dauerhafte Nachfrage nach Kita-Plätzen zu decken.  

Zeitliche Befristung 

Da der vorliegende Bebauungsplan „Unter dem Rheinweg, 2. Änderung“ das Ziel einer Errichtung einer 

provisorischen Kindertagesstätte verfolgt, wird eine Zeitliche Befristung der Nutzung als Kindertagesstätte 

festgesetzt. Somit sind die baulichen und sonstigen Vorgaben für Kindertagesstätte, welche in Container-

form hergestellt werden soll, bis zu dem Zeitpunkt zulässig, an dem die Anlage nach Fertigstellung und 

Inbetriebnahme für einen Zeitraum von 12 Monaten nicht betrieben wurde. Damit wird der Zielgedanke 

der provisorischen Kindertagesstätte als Übergangslösung verstärkt und planungsrechtlich geregelt. Der 

Zeitraum von 12 Monaten bietet gleichzeitig Flexibilität, falls es bei der Planung und Errichtung der dau-

erhaften Kindertagesstätte beispielsweise zu Verzögerungen kommt. Infolge der Nutzung als Kindertages-

stätte soll der Geltungsbereich wieder der ursprünglichen Nutzung der Dauerkleingärten zugeführt wer-

den. Im Weiteren wird hierdurch die Beanspruchung der Fläche und die damit einhergehenden Eingriffe 

auf das zeitlich notwendige Maß beschränkt.  

4.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird im vorliegenden Bebauungsplan durch die maximale Grundfläche 

sowie durch Festsetzungen zu den Höhen der Gebäude und der Zahl der Vollgeschosse bestimmt.   

 

Grundflächenzahl (GRZ) 

Die maximale Grundfläche wird für die Gemeinbedarfsfläche auf 250 m2 festgesetzt. Der getroffene Wert 

greift dabei den Hintergrund der Planung auf, welcher auf eine zeitlich befristete, provisorische Kinderta-

gestätte in Containerbauweise abzielt. Aus diesem Grund wird im Bebauungsplan nur die maximale 

Grundfläche festgesetzt, welche überwiegend für die zur Errichtung der Container-Kindertagesstätte not-

wendig sind. Zudem wird ein minimaler Gestaltungsspielraum für notwenige Nebenanlagen eingeräumt.  

Die strikt begrenzte Versiegelung ist auf die zeitliche Befristung und den damit einhergehenden Boden-

schutz zurückzuführen, da nach der Nutzung der Kindertagesstätte der Geltungsbereich seiner ursprüng-

lichen Nutzung (Dauerkleingärten) zuzuführen ist. Um dies weitgehend zu erleichtern und die potenzielle 

Eingriffe so gering wie möglich zu halten, wird die Versiegelung auf ein Mindestmaß, unter welchem die 

Nutzung einer Kindertagesstätte möglich ist, festgelegt.  



Bebauungsplan „Unter dem Rheinweg, 2. Änderung“, Ortsgemeinde Bogel“ 
Begründung                    Seite 20 

 

WSW & Partner GmbH, Hertelsbrunnenring 20, 67657 Kaiserslautern  -  Tel. 0631/34230 / Fax 0631/3423-200 

 

Die Begrenzung erfolgt insgesamt aus Gründen des Bodenschutzes sowie vor dem Hintergrund der zeitli-

chen Befristung der Kindertagestätte. Der Versiegelungsgrad kann so durch auf ein vertretbares Maß be-

schränkt unter Wahrung der Nutzung werden.  

Höhe baulicher Anlagen/Zahl der Vollgeschosse 

Die Höhe baulicher Anlagen wird über die Feinsteuerung mittels der Festsetzung der maximalen Gebäu-

dehöhe auf 5,00 m geregelt.  

Hierdurch werden die Maße der umgebenden Bestandsbebauungen aufgegriffen und somit zum einen 

ein städtebauliches Einfügen des Plangebietes in die wohnbaulich geprägte Gegend gewährleistet, zum 

anderen wird ausreichend Spielraum für die Errichtung eines Containers inklusive der Höhen der Aufstel-

lungen gewährleistet. Weiterhin wird die Anzahl der Vollgeschosse auf maximal ein Vollgeschoss be-

schränkt.  

Die gewählten Höhen stellen sicher, dass sich der geplante Baukörper vor allem im Bereich der innerört-

lichen Grüninsel nicht unverhältnismäßig aus dem Gelände heraushebt und sich an der umliegenden Be-

bauung entsprechend anpasst.  

Die Festsetzungen zu den Gebäudehöhen entsprechen der Forderung des § 16 Abs. 3 BauNVO, wonach 

die Höhe baulicher Anlagen stets festzusetzen ist, wenn ansonsten öffentliche Belange, insbesondere das 

Orts- und Landschaftsbild, beeinträchtigt werden können.  Die Lage im bestehenden, gewachsenen Orts-

gefüge, besonders inmitten der innerörtlichen Grüninsel, macht eine Begrenzung der Gebäudehöhen un-

abdingbar. Die Höhenfestsetzung und die Wahl des Bezugspunktes gewährleisten eine maßstäbliche land-

schaftsbildverträgliche Architektur. 

 

4.3 Nebenanlagen und Stellplätze 

Stellplätze sind sowohl innerhalb der festgesetzten Baufenster als auch in den gekennzeichneten „Flächen 

für Stellplätze“ zulässig. Garagen und überdachte Stellplätze (Carports) sind im gesamten Plangebiet un-

zulässig. Durch die Festsetzung wird zum einen sichergestellt, dass eine Ordnung der notwendigen Stell-

plätze innerhalb des Plangebiets gewährleistet wird und zum anderen die damit einhergehenden, poten-

ziellen Bodeneingriffe nur einen geringen Teil des Plangebiets begrenzt werden.  

Durch den getroffenen Ausschluss von Carports und Garagen soll insbesondere die Versiegelung weiter 

begrenzt werden. Der Ausschluss erfolgte zudem im Hinblick auf das Ortsbild im Sinne einer Eingriffsmi-

nimierung und zur Sicherstellung der stadträumlichen Verträglichkeit. 

Vor diesem Hintergrund wurde ebenfalls die Zulässigkeit der Nebenanlagen geregelt, weshalb diese bis 

zu einem Brutto-Rauminhalt von 40 m³ auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig 

sind. Dies soll die Bodenversiegelung begrenzen, zur Schaffung eines harmonischen Siedlungsbildes bei-

tragen und gleichzeitig eine flexible Stellung der Nebenanlagen ermöglichen. 
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4.4 Zufahrtsbereich und Bereiche ohne Ein- und Ausfahrten 

Die festgesetzten Ein- und Ausfahrtsbereiche sowie deren Ausschluss dienen der Schaffung einer einheit-

lichen, geordneten verkehrlichen Erschließung und insbesondere der Sicherheit des Verkehrs im Bereich 

der Kindertagesstätte. Dabei soll eine übersichtliche Ein- und Ausfahrtssituation im Bereich der gekenn-

zeichneten Stellplätze gesichert werden, welche nach der Beendigung der Nutzung als Kindertagesstätte 

weiterhin für die Dauerkleingartenanlage genutzt werden kann.  

4.5 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft so-

wie Flächen zur Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  

Wasserdurchlässige Beläge  

Nicht überdachte Zuwegungen, Fuß- und Radwege sowie ebenerdige Kfz – und Fahrrad – Stellplätze sind 

ausschließlich in wasserdurchlässigen Belägen herzustellen. Diese Festsetzung dient dem Schutzgut Bo-

den, da somit eine geringere Versiegelung des Plangebietes erzielt werden kann und somit die Infiltrati-

onsrate des Bereichs nicht vollständig verhindert wird. Hierdurch kann ein, im Hinblick auf die vorgese-

hene Nutzung, schonender Umgang mit dem Schutzgut erzielt werden. Besonders vor dem Hintergrund 

der zeitlichen Befristung der Nutzung als Kindertagesstätte, ist es hier zweckdienlich, die nicht überdach-

ten Zuwegungen, Fuß- und Radwege sowie ebenerdige Kfz- und Fahrrad-Stellplätze in wasserdurchlässi-

ger Weise auszugestalten, sodass eine Rückkehr zu der ursprünglichen Nutzung vereinfacht werden kann.  

Öffentliche Grünfläche und Erhaltung Spielplatz 

Der im Bestand bereits vorhandene Kinderspielplatz soll aufgrund seiner essenziellen Bedeutung für das 

direkte und weitere Wohnumfeld entsprechend weiterhin planungsrechtlich gesichert werden. Infolge 

der Errichtung der provisorischen Kindertagesstätte soll der Kinderspielplatz zudem während der Be-

triebszeiten als Außenbereich genutzt werden. Hierdurch sollen vorhandene Ressourcen effektiv genutzt 

werden. Durch die Nutzung der direkt an die geplante Kindertagesstäte angrenze Spielfläche sollen ent-

sprechende Rückzugsmöglichkeiten für die Kinder sichergestellt werden und eine entsprechende Entwick-

lung (Kognitiv, Kreativität, Sozial, Entspannung, usw.) gefördert werden. Der Kinderspielplatz soll in seiner 

jetzigen Form entsprechend erhalten bleiben und durch die hier vorliegend Planung gesichert werden. 

Zur Sicherung dieser Planungsabsicht sowie um die mit dem vorhandenen Grünvolumen einhergehenden 

Positiveffekte langfristig zu sichern, wurden die vorhandenen Gehölze zum Erhalt festgesetzt. 

Entsprechend der Zweckbestimmung „Kinderspielplatz“ sind standortgerechte, nicht giftige Pflanzen ent-

sprechend der Pflanzenempfehlungsliste zu verwenden und bei Ausfall gemäß der Mindestqualität zu er-

setzen.  

Private Freiflächen 

Die nicht überbauten Flächen der Grundstücke sind, soweit sie nicht als Zufahrten, Wege, Stellplätze, 

Fahrradstellplätze, Müllabholflächen, Freisitze, Spielflächen oder Terrassen genutzt werden, als Grünflä-

chen anzulegen. Diese Regelung wird vor dem Hintergrund der zeitlichen Befristung der Kindertagesstätte 

sowie des Erhalts des hohen ökologischen Grads der vorhandenen innerörtlichen Grüninsel getroffen. 

Aufgrund des aus der Festsetzung resultierenden hohen Grünanteils innerhalb des Plangebietes wird eine 

Rückkehr zu der ursprünglichen Nutzung der Dauerkleingärten nach Beendigung der Nutzung als Kinder-

tagesstätte erleichtert. Insgesamt dient die Festsetzung dem Erhalt der innerörtlichen hochwertigen 

Grünstrukturen, wodurch die Nutzung der Kindertagesstätte in die Grüninsel eingebunden wird.  
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Insgesamt wird durch die Festsetzung zur privaten Freifläche sichergestellt, dass das Plangebiet durch-

grünt und einen geringen Versiegelungsgrad, wie im Bestand vorzufinden, beibehält. Zudem führen allge-

mein Begrünungsmaßnahmen zu einer Verbesserung: 

 

• der Luftqualität (Filterung von Staub und Luftverunreinigungen, Aufnahme von gasförmigen Luft-

verunreinigungen wie Stickoxide, Ozon, Schwefeldioxid und Kohlenmonoxid) 

• des Mikroklimas (Erhöhung Luftfeuchte, Interzeption von Strahlung Begrenzung Temperaturext-

reme) 

•  der Biodiversität (Lebensraum) 

•  des Co2- Haushalts (Fixierung im Pflanzensubstrat) 

• der Raumwirkung 

• des Wassermanagements (temporäre Wasserspeicherung, Entlastung Kanalnetz bei Starkregen) 

• der Luftfeuchtigkeit 

• der Strahlungsverhältnisse (Absorption) 

• der Erholungsfunktion/ Identifikation/ Lebensqualität (ästhetische und psychologische Funktio-

nen) 
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5 Umweltbelange  

Für die Beurteilung der Umwelterheblichkeit sowie ggf. die Notwendigkeit von Ausgleichsmaßnahmen ist 

das Aufstellungsverfahren des vorliegenden Bebauungsplanes relevant. Der Bebauungsplan Unter dem 

Rheinweg, 2. Änderung“ wird gemäß § 13 a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung in Verbin-

dung mit § 13 BauGB aufgestellt. Die hierzu erforderlichen Kriterien werden erfüllt: 

a. Die bei Durchführung des Bebauungsplanes voraussichtlich versiegelte Fläche liegt unterhalb des in 

§ 13 a Abs. 1 Nr. 1 BauGB aufgeführten Schwellenwertes von 20.000 qm für die Vorprüfung des Einzel-

falls. 

b. Die Zulässigkeit von Vorhaben mit Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über 

die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht wird weder vorbereitet noch begründet. 

c. Es bestehen zudem keine Anhaltspunkte dafür, dass Schutzgüter nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 b BauGB (FFH- 

und Vogelschutzgebiete) beeinträchtigt werden. 

d. Es bestehen weiterhin keine Anhaltspunkte dafür, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung 

oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissions-

schutzgesetzes zu beachten sind. 

Nach § 13 a Abs. 2 Nr. BauGB i.V.m. § 13 Abs. 3 Nr. 1 BauGB wird daher in diesem Verfahren von der 

Umweltprüfung, vom Umweltbericht und von der Angabe in der Bekanntmachung zur öffentlichen Aus-

legung, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassen-

den Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB abgesehen. 

Dementsprechend sind auch kein Umweltbericht nach 2a BauGB sowie die Überwachung etwaiger nega-

tiver Umweltauswirkungen (Monitoring) notwendig. 

Nach § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten die durch den Bebauungsplan vorbereiteten Eingriffe als im Sinne 

des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB bereits vor der planerischen Entscheidung als erfolgt oder zulässig. 

Die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und nach § 1a BauGB sowie die abwägungs-

relevanten Umweltauswirkungen, die sich durch die Planung ergeben, werden im Nachfolgenden mit ih-

ren entsprechenden Wirkungsfeldern betrachtet und bewertet. 

Grundsätzlich kann davon ausgegangen werden, dass durch die Vornutzung und der geplanten Nutzung 

keine Verschlechterung der Situation der natürlichen Schutzgüter zu erwarten ist. 

5.1 Auswirkungen auf die Umweltbelange 

Da es sich bei dem vorliegenden Bebauungsplan „Unter dem Rheinweg, 2. Änderung“ lediglich um die 

Errichtung einer provisorischen, zeitlich begrenzten Kindertagesstätte ohne tiefergreifende Bodenein-

griffe in Containerbauweise handelt sowie den Erhalt des bestehenden Kinderspielplatzes betrifft, ist von 

keinen erheblichen Auswirkungen auf die natürlichen Schutzgüter einschließlich des besonderen Arten-

schutzes auszugehen. Dabei sieht die Planung lediglich die Aufstellung eines ca. 225 m² großen Containers 

in dem Bereich der Dauerkleingartenanlage vor. Hierbei sind keine tiefergreifenden Bodenveränderungen 

vorgesehen, welche über eine geringfügige Verdichtung hinausgehen, vorgesehen. Um die für den Betrieb 

notwendigen Stellplätze bereitzustellen, sollen diese in einem ausgewiesenen Bereich in wasserdurchläs-

siger Weise errichtet werden. Insgesamt weist die Planung, welche zudem eine zeitliche Befristung vor-

sieht, geringe Auswirkungen auf die natürlichen Schutzgüter auf.   

 

 

 

 



Bebauungsplan „Unter dem Rheinweg, 2. Änderung“, Ortsgemeinde Bogel“ 
Begründung                    Seite 24 

 

WSW & Partner GmbH, Hertelsbrunnenring 20, 67657 Kaiserslautern  -  Tel. 0631/34230 / Fax 0631/3423-200 

 

Umweltbelange Bestand 
(gem. §1 Abs 6 Nr. 7 a BauGB) 

Wirkungsprognose (Planung) 
Maßnahmen zur Vermeidung, 
Verminderung und Kompensa-

tion 

Pflanzen und Biologische Vielfalt 
- Dauerkleingartenanlage und Kinder-

spielplatz innerhalb der Ortslage 

- keine geschützten Biotope oder sons-

tigen Schutzgebiet im Plangebiet 

- Naherholungsfläche für umliegende 

Wohnbebauung 

- Erhalt der öffentlichen Grünfläche mit 

Zweckbestimmung „Kinderspielplatz“ 

- die wertvollen Habitatstrukturen (Be-

standsbäume) werden so weit vereinbar 

gesichert und in das angedachte Konzept 

integriert 

 

→keine Auswirkungen auf das Schutzgut  

- Erhalt der öffentlichen Grünfläche 

und der darin befindlichen Bäume 

- Begrünung der privaten Freifläche 

- zeitliche Befristung der Nutzung 

als Kindertagesstätte 

 

Boden und Fläche 
- Fläche unversiegelt 

- keine Vorbelastungen durch derzei-

tige Nutzungen 

- anthropogen überprägt durch Nut-

zung als Dauerkleingartenanlage 

-keine Altablagerungen bekannt 

- minimale Neuversiegelung 

- die natürlichen Funktionen bestehen  

→geringfügige Auswirkungen auf das 

Schutzgut  

- Erhalt der öffentlichen Grünfläche 

- Begrünung der privaten Freifläche  

- Begrenzung der maximal überbau-

baren Grundfläche 

- Ausgestaltung der Stellplätze etc. 

mit wasserdurchlässigen Belägen 

- zeitliche Befristung der Nutzung 

als Kindertagestätte  

Wasser 
- Keine Oberflächengewässer im Plan-

gebiet 

- geringe Grundwasserneubildungs-

rate (ca. 33 mm/a) 

- Bereich mit mittlerem jährlichem 

Niederschlag (643 mm/a) 

- Überschwemmungsgebiete oder 

Wasserschutzgebiete sind durch die 

Planung nicht tangiert 

- Keine Verringerung der Grundwasser-

neubildung, des Wasserrückhaltevermö-

gens und des Oberflächenabflusses 

 

→keine Auswirkungen auf das Schutzgut 

- Erhalt der öffentlichen Grünfläche 

- Ausgestaltung der Stellplätze etc. 

mit wasserdurchlässigen Belägen  

- zeitliche Befristung der Nutzung 

als Kindertagesstätte 

Klima und Lufthygiene 
- Kaltluftentstehungsgebiet: Dauer-

kleingartenanlage mit vermehrter Pro-

duktion 

- warme thermische Situation  

- es werden keine erheblichen klimaöko-

logischen Negativeffekte erwartet 

- Erhalt bestehender öffentlicher Grün-

fläche 

- geringer Versiegelungsgrad 

 

→ keine Beeinträchtigungen zu erwarten 

- Erhalt der öffentlichen Grünfläche 

- Begrünung der privaten Freiflä-

chen 

- Ausgestaltung der Stellplätze etc. 

mit wasserdurchlässigen Belägen  

- zeitliche Befristung der Nutzung 

der Kindertagesstätte 

 

Landschaft 
- Lage innerhalb der Landschaft „Mit-

telrheintaunus“ 

- Grüninsel in innerörtlicher Lage   

- anthropogene Überprägung durch 

Nutzung als Dauerkleingartenanlage 

und Kinderspielplatz 

 

-keine Auswirkungen auf umliegende 

Naherholungsräume  

- Erhalt von identitäts- und strukturge-

benden Grünelementen 

 

→keine Auswirkungen auf das Schutzgut  

- Begrenzung der maximal zulässi-

gen Bauhöhen 

- Erhalt der öffentlichen Grünfläche 

und der darin befindlichen Bäume 

- Zeitliche Befristung der Nutzung 

als Kindertagesstätte 
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Umweltbelange Bestand 
(gem. §1 Abs 6 Nr. 7 a BauGB) 

Wirkungsprognose (Planung) 
Maßnahmen zur Vermeidung, 
Verminderung und Kompensa-

tion 

Mensch, Bevölkerung, Menschliche Gesundheit 
- innerörtliche Naherholungsflächen 

- keine Abflussakkumulationen inner-

halb des Plangebiets 

- Wiesenwege im Plangebiet als An-

schluss Kleingärten  

 

- Wegeverbindungen bleiben erhalten 

- Erhalt bestehender Grünstrukturen 

(Klima, Luft, Erlebbarkeit, Identität, 

Struktur) 

- keine gesteigerte Vulnerabilität gegen-

über Folgen des Klimawandels 

- Deckung der gestiegenen Nachfrage an 

Kita-Plätzen 

- Kleingärten bleiben weiterhin erreich-

bar 

 

→ geringfügige Auswirkungen auf das 

Schutzgut 

- Erhalt der öffentlichen Grünfläche 

- Zeitliche Befristung der Nutzung 

als Kindertagesstätte 

 

Kultur und Sachgüter 
- Innerhalb des Plangebiets befinden 

sich keine Kultur- oder sonstigen Sach-

güter 

 

- keine Beeinträchtigung von Kultur- oder 

Sachgütern 

 

→keine Beeinträchtigungen zu erwarten 

 

-Durch das Vorhaben werden vo-

raussichtlich keine bekannten Kul-

tur-, Boden- oder Baudenkmale be-

einträchtigt. 

- Sollten bisher unbekannte Funde 

entdeckt werden, sind diese unver-

züglich bei der zuständigen Denk-

malschutzbehörde anzuzeigen. 

 

Bewertung: 

Die Planung gemäß dem vorliegenden Bebauungsplan "Unter dem Rheinweg, 2. Änderung" hat insgesamt 

voraussichtlich geringe bis keine Auswirkungen auf die natürlichen Schutzgüter. Insbesondere die zeitliche 

Befristung der Nutzung als Kindertagesstätte sowie die Begrenzung der Bodenversiegelung (Grundfläche, 

Lage Stellplätze, Container) führen dazu, dass nach Abschluss der vorübergehenden Nutzung ein nahtloser 

Übergang zur ursprünglichen Nutzung als Dauerkleingartenanlage möglich ist. Gleichzeitig ist vorgesehen, 

den bereits bestehenden Kinderspielplatz im Plangebiet dauerhaft zu erhalten und während der Betriebs-

zeiten als Außenbereich der Kindertagesstätte zu nutzen. Hierdurch werden vorhandenen Ressourcen 

entsprechend effektiv genutzt. Die von der Planung unberührten Kleingärten bleiben trotz der teilweisen 

Überplanung der vorhandenen Wege zudem weiterhin erreichbar. Daher ist insgesamt von einem ver-

träglichen Vorhaben im Innenbereich der Ortsgemeinde Bogel auszugehen. 
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